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Antrag 

der Abgeordneten Martin Güll, Kathi Petersen, 
Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Susann Biede-
feld, Ruth Müller, Martina Fehlner SPD 

70 Jahre Bayerische Verfassung –   
Unser Bayern. Unsere Verfassung. Unser Auftrag: 
Allgemeine und berufliche Schulen zu inklusiven 
Schulen weiterentwickeln (X) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. Art. 24 der UN-Behindertenrechtskonvention zügig 
in geltendes Recht umzusetzen. Dazu sind die 
allgemeinen und beruflichen Schulen in Bayern zu 
inklusiven Schulen weiterzuentwickeln. 

Insbesondere kann dieses Ziel erreicht werden 
durch eine Personal- und Sachausstattung, die 
der Herausforderung gerecht werden kann, Kinder 
und Jugendliche mit und ohne Behinderung ge-
meinsam auf höchstem Förderniveau zu unterrich-
ten und damit den Eltern und Schülerinnen und 
Schülern ein echtes Wahlrecht zwischen einer all-
gemeinen Schule und einer Förderschule zu er-
möglichen. 

Dazu werden an allen Schulen multiprofessionelle 
Teams, bestehend aus den entsprechenden Lehr-
kräften der jeweiligen Schulart, pädagogischem 
Zusatzpersonal (z.B. Förderlehrkräfte), Förder-
schullehrkräften der entsprechenden Förder-
schwerpunkte, Schulsozialpädagogen, Heilpäda-
gogen, Schulpsychologen und ggf. medizinischem 
Personal, vorgehalten. 

2. die Lehrerbildung entsprechend anzupassen. Den 
Lehrkräften in den Schulen sind geeignete Fort-
bildungsmaßnahmen anzubieten. 

 

 

Begründung: 

Art. 118a der Verfassung des Freistaates Bayern legt 
fest: „Menschen mit Behinderung dürfen nicht benach-
teiligt werden. Der Staat setzt sich für gleichwertige 
Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Be-
hinderung ein.“ 

Zu den Staaten, die als erste die UN-Behinderten-
rechtskonvention unterzeichnet haben, zählt auch 
Deutschland. Die Unterzeichnung fand am 30. März 
2007 statt, und mit der Verkündung des Gesetzes zur 
Ratifikation des „Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen“ konnte die Behin-
dertenrechtskonvention am 26. März 2009 in Deutsch-
land in Kraft treten. Damit verpflichtet sich auch Bay-
ern, die UN-Behindertenrechtskonvention umzuset-
zen. 

Im Artikel 24 wird das Recht behinderter Menschen 
auf Bildung anerkannt. Wörtlich heißt es: 

„(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von 
Menschen mit Behinderungen auf Bildung. Um dieses 
Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage 
der Chancengleichheit zu verwirklichen, gewährleisten 
die Vertragsstaaten ein integratives Bildungssystem 
auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen mit dem 
Ziel, 

a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das Be-
wusstsein der Würde und das Selbstwertgefühl 
des Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und 
die Achtung vor den Menschenrechten, den 
Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu 
stärken; 

b) Menschen mit Behinderungen ihre Persönlichkeit, 
ihre Begabungen und ihre Kreativität sowie ihre 
geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll zur 
Entfaltung bringen zu lassen; 

c) Menschen mit Behinderungen zur wirklichen Teil-
habe an einer freien Gesellschaft zu befähigen. 

(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die 
Vertragsstaaten sicher, dass 

a) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von 
Behinderung vom allgemeinen Bildungssystem 
ausgeschlossen werden und dass Kinder mit Be-
hinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom 
unentgeltlichen und obligatorischen Grundschul-
unterricht oder vom Besuch weiterführender Schu-
len ausgeschlossen werden; 

b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit 
anderen in der Gemeinschaft, in der sie leben, 
Zugang zu einem integrativen, hochwertigen und 
unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und 
weiterführenden Schulen haben; 

c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse 
des Einzelnen getroffen werden; 

d) Menschen mit Behinderungen innerhalb des all-
gemeinen Bildungssystems die notwendige Un-
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terstützung geleistet wird, um ihre erfolgreiche 
Bildung zu erleichtern; 

e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständi-
gen Integration wirksame individuell angepasste 
Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, das 
die bestmögliche schulische und soziale Entwick-
lung gestattet, angeboten werden. 

(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen 
mit Behinderungen, lebenspraktische Fertigkeiten und 
soziale Kompetenzen zu erwerben, um ihre volle und 
gleichberechtigte Teilhabe an der Bildung und als 
Mitglieder der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu diesem 
Zweck ergreifen die Vertragsstaaten geeignete Maß-
nahmen; unter anderem 

a) erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, 
alternativer Schrift, ergänzenden und alternativen 
Formen, Mitteln und Formaten der Kommunikati-
on, den Erwerb von Orientierungs- und Mobilitäts-
fertigkeiten sowie die Unterstützung durch andere 
Menschen mit Behinderungen und das Mentoring; 

b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache 
und die Förderung der sprachlichen Identität der 
Gehörlosen; 

c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen oder 
taubblinden Menschen, insbesondere Kindern, 
Bildung in den Sprachen und Kommunikations-
formen und mit den Kommunikationsmitteln, die 
für den Einzelnen am besten geeignet sind, sowie 
in einem Umfeld vermittelt wird, das die bestmög-
liche schulische und soziale Entwicklung gestattet. 

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizu-
tragen, treffen die Vertragsstaaten geeignete Maß-
nahmen zur Einstellung von Lehrkräften, einschließ-
lich solcher mit Behinderungen, die in Gebärdenspra-
che oder Brailleschrift ausgebildet sind, und zur Schu-
lung von Fachkräften sowie Mitarbeitern und Mitarbei-
terinnen auf allen Ebenen des Bildungswesens. Diese 
Schulung schließt die Schärfung des Bewusstseins für 
Behinderungen und die Verwendung geeigneter er-
gänzender und alternativer Formen, Mittel und Forma-
te der Kommunikation sowie pädagogische Verfahren 
und Materialien zur Unterstützung von Menschen mit 
Behinderungen ein. 

(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Men-
schen mit Behinderungen ohne Diskriminierung und 
gleichberechtigt mit anderen Zugang zu allgemeiner 
Hochschulbildung, Berufsausbildung, Erwachsenen-
bildung und lebenslangem Lernen haben. Zu diesem 
Zweck stellen die Vertragsstaaten sicher, dass für 
Menschen mit Behinderungen angemessene Vorkeh-
rungen getroffen werden.“ 

 

 

 


